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Lebensbegleitends Lernen:
So sieht die GEW die Lage 
von beruflicher Bildung und 
Weiterbildung

„Was Hänschen nicht lernt, lernt Hans nimmer-
m e h r.“ Und: „Sch u s t e r, bleib bei deinem Leis-
ten.“ Das sind altbekannte und inzwisch e n
g r ü n d l i ch überholte Sprichwörter zum Th e m a
Beruf und Bildung. Nun heißt landauf, landab
die Zauberformel: lebensbegleitendes Lernen.

Eine Aufforderung, die besonders die beruflich e
Erstausbildung sowie die allgemeine, die politi-
s che und die berufliche Weiterbildung vor neue
Au f gaben stellt. Die Au s gangslage ist unüber-
sichtlich und widersprüchlich:

● Das duale System – also die Berufsa u s b i l-
dung in Betrieb und Berufsschule – steckt in
einer Krise. Die nachlassende Ausbildungsbereit-
s chaft der Unternehmen ist das sichtbarste Zei-
chen dafür. Besonders dramatisch ist der Mangel
an betrieblichen Ausbildungsplätzen in Ost-
deutschland.

● Fast eine halbe Million junger Frauen und
Männer unter 25 Jahren ist arbeitslos. Dreimal
soviel, nämlich 1,5 Mio junge Me n s chen haben
keine Ausbildung – sie sind die potenziellen Ar-
beitslosen von morgen.

● Die berufli chen Schulen und die hier
b e s chäftigten Lehrkräfte stehen vor großen He r-
ausforderungen: Lernfelder ersetzen die klassi-
sche Fächerstruktur; die Schülerschaft wird hete-
rogener; neue Unterrichtsaufgaben – etwa in voll-
z e i t s ch u l i s chen Kursen der Berufsvorbereitung –
kommen dazu; Fragen der Schulentwicklung, der
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Qu a l i t ä t s s i cherung und des Prüfungswesens stel-
len sich neu.

● De n n o ch spielt die Berufsschule im Berufs-
bildungskonzert nach wie vor die zweite Geige –
der Lernort Betrieb bestimmt faktisch und nach
der rechtlichen Lage die Musik. Weitere Probleme
entstehen, weil immer weniger junge Berufsschul -
lehrer/innen nachrücken.

● Die Finanzierung der Berufsausbildung ist
ungerecht geregelt. Nur einer von drei Betrieben
bildet aus und beteiligt sich damit an den Ausbil-
dungskosten. Große Unterschiede gibt es auch
bei den Jugendlichen: Wer sich beispielsweise auf
eine Arbeit im Sozial- und Gesundheitsbereich
vorbereitet, muss Schulgeld zahlen – ohne später
je zu den Großverdienern zu gehören. Das trifft
in erster Linie junge Frauen.

● Andererseits wird das Wissen und Können
ihrer Beschäftigten für viele Unternehmen zur
e n t s cheidenden Ressource. Weiterbildung und
Personalentwicklung erhalten strategische Bedeu-
tung. Von Ch a n c e n g l e i chheit keine Spur: Am
meisten wird in die Qualifizierung der Führungs-
kräfte investiert, dann kommt das Fach p e r s o n a l ,
danach die Un- und Angelernten.

● Die Verheißung für jung und alt: Wer eine
gute berufliche Qu a l i f i kation hat und ständig
weiterlernt, erhält einen Arbeitsplatz und schützt
sich vor Jobverlust. Wenn’s nicht klappt, hat also
das Individuum versagt?

● Weiterbildung wird stark auf betrieblich e
und berufliche Qualifizierung reduziert. Andere
B i l d u n g sangebote – von der Pe r s ö n l i ch k e i t s e n t-
w i cklung zur Stärkung der politischen Hand-
lungsfähigkeit der Bürgerinnen und Bürger – er-
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scheinen immer öfter als Luxus. Und das, obwohl
überall von integrierten, ganzheitlichen Konzep-
ten geredet wird. 

● Die Bedeutung von Weiterbildung wäch s t ,
nicht aber die finanzielle und personelle Ausstat-
tung dieses Sektors. Die Hauptarbeit leisten nach
wie vor materiell und sozial sch l e cht gestellte,
f r e i b e r u f l i che Honorarkräfte sowie befristet
Beschäftigte.

● Es fehlt eine klare öffentliche Verantwortung
für die Weiterbildung. Die Zuständigkeiten sind
zersplittert zwischen Bund und Ländern, zwi-
s chen öffentlichen und privaten Anbietern. De r
Markt für kommerzielle Bildungsangebote wächst
– unkontrolliert.

Die skizzierten Probleme werfen fachliche, tarifli-
che und arbeitsorga n i sa t o r i s che Fragen auf. Sie
zeigen, dass die Lage der beruflichen Bildung
nicht isoliert von Entwicklungen in anderen Bil-
dungsbereichen gesehen werden darf. Das ist ein
Pfund, mit dem die Bildungsgewerkschaft GE W
wuchern kann: Sie organisiert den Erzieher in der
Kindertagesstätte ebenso wie die Ho ch s ch u l l e h -
rerin, den freiberuflichen VHS -Dozenten oder
die Berufsschullehrerin.
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Die Mitmachgewerkschaft:
Wie die GEW politischen 
Einfluss nimmt

Wir machen was!
Unter diesem Motto schließen sich Beschäftigte aus
den Orga n i sa t i o n s b e r e i chen Jugendhilfe und Sozi-
alarbeit, Allgemeinbildende Schulen, Ho ch s ch u l e
und Fo r s chung sowie Berufliche Bildung und We i-
terbildung in der GEW zusammen. Sie artikulie-
ren und vertreten ihre Arbeitsplatzinteressen sowie
b i l d u n g s p o l i t i s che und fach l i che Ansprüche.  

Die Fachgruppen

Auf allen Ebenen ihrer Gewerkschaft haben
GE W-Mitglieder die Möglichkeit, sich einzumi-
s chen, mitzumachen, etwas zu bewegen. In den
F a chgruppen diskutieren sie ihre spezifisch e n
Belange und Forderungen, ergreifen Initiativen
und bringen die Meinungsbildung in der Gesa m t -
organisation voran. 

Wer (noch) nicht Mitglied ist und in die Arbeit
der GEW vor Ort hineinschnuppern will, ist bei
den Fachgruppentreffen genau richtig. Brisa n t e
Themen einbringen, politische Einsch ä t z u n g e n
a u s t a u s chen, Handlungsa n sätze besprechen –
davon lebt die Mitmachgewerkschaft. 

So beschäftigen sich die Aktiven in der Fachgrup-
pe Berufliche Schulen etwa mit neuen Lehrplä-
nen und Prüfungsfragen oder mit der Ko n z e p t i-
on für ein regionales Berufsbildungszentrum. Die
E r w a chsenenbildner/innen tauschen sich bei-
spielsweise über Honorarhöhe und Vertragsgestal-
tung der Bildungsinstitute vor Ort aus, geben
sich rechtliche Tipps oder laden zu ihrer eigenen
fachlichen Weiterbildung Referenten ein.
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Die Bundesebene in Frankfurt

Wie lebendig die gewerksch a f t l i che Arbeit der
GEW ist, entscheidet sich vor Ort und hängt
vom Engagement der Individuen ab. Gleichzeitig
kommt der Bundesebene besondere Bedeutung
zu, werden doch viele politischen We i chen für
die berufliche Bildung und Weiterbildung hier
gestellt. Die Erwartungen der Beschäftigten sind
groß, vom Orga n i sa t i o n s b e r e i ch Berufliche Bil-
d u n g / Weiterbildung der GEW in der „Frankfur-
ter Zentrale“ mit Informationen und Di e n s t l e i s -
tungen versorgt zu werden. In den drei Bundes-
fachgruppen

● Kaufmännische Schulen, 
● Gewerbliche Schule und
● Erwachsenenbildung

arbeiten ehrenamtliche Kolleginnen und Ko l l e-
gen aus den GEW-Landesverbänden zusammen.
Sie formulieren und vertreten ihre jeweiligen
g e w e r k s ch a f t s p o l i t i s chen und Berufsinteressen
und beraten die Hauptamtlichen im Orga n i sa t i-
o n s b e r e i ch Berufliche Bildung/We i t e r b i l d u n g .
Die Mitarbeiter/innen der „Frankfurter Zentrale“
sehen ihre Rolle darin, Impulse zu geben und
Dienstleistungen anzubieten. Näheres unter Kon-
takt. 
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Vielfalt und Qualität:
Was die GEW bei Erstaus-
bildung und Weiterbildung 
verändern will

Die Liste der Krisensymptome in Aus- und Wei-
terbildung zeigt: Gewerkschaftliches Handeln tut
Not. Die Bildungsgewerkschaft GEW verfolgt
zwei Ziele gleichermaßen: Sie setzt sich für eine
höhere Qualität der Bildungsangebote und für
bessere Beschäftigungsbedingungen in der Au s -
und Weiterbildung ein.

Berufs- und weiterbildungs-
politische Aufgaben

1. Qualifizierte Ausbildung für alle

Dieses Ziel ließe sich am besten erreichen, wenn
jene Unternehmen eine Abgabe zahlen müssten,
die nicht ausbilden, und mit diesem Geld zusätz-
liche Angebote zur Qualifizierung für den Beruf
finanziert werden könnten. Diese Forderung ist
vorerst schwer durchzusetzen. Dessen ungeachtet
hat die GEW erfolgreich dafür geworben, das tra-
ditionelle „duale System“ der Berufsa u s b i l d u n g
(Lernen in Betrieb und Berufsschule) zu einem
konzeptionell durch d a chten „pluralen System“
weiter zu entwickeln: Bei der Reform des Berufs-
bildungsgesetzes ist dafür der gesetzliche Rahmen
zu schaffen. Der muss künftig in folgendem Sinn
ausgefüllt werden:

● Lernschwache und benachteiligte junge Men-
s chen benötigen eine besondere Förderung, um
in Zeiten der Ausbildungskrise nicht gänzlich zu
scheitern.
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● Es gilt, Akzeptanz und Qualität des pluralen
Systems zu verbessern – von der Ausbildung im
Verbund über sch u l i s che Qu a l i f i z i e r u n g s f o r m e n
bis zu außerbetrieblichen Berufsbildungsgä n g e n .
All diese Ausbildungswege müssen von dem Stig-
ma, nur „Ersatzmaßnahme“ zu sein, befreit und
als gleichwertig anerkannt werden. Bund, Länder
und Bundesanstalt für Arbeit müssen ihre jeweili -
gen Konzepte aufeinander abstimmen.

● Im Bereich von Pflege und Sozialem, bei
den sog. „personenbezogenen Dienstleistungsbe-
rufen“, ist eine gründliche Reform der Aus- und
Weiterbildung überfällig.

● Der Umfang betrieblicher Ausbildung geht
z u r ü ck, die Bedeutung sch u l i s cher Angebote
nimmt zu: Dementsprechend muss die Rolle der
B e r u f s s chule aufgewertet, das System reformiert
werden.

Die GEW unterstützt den Reformansatz regiona-
ler Berufsbildungszentren. Unsere Bedingung:
Diese Entwicklung darf nicht zur Privatisierung
und Ve r s ch l e chterung der Besch ä f t i g u n g s b e d i n -
gungen missbraucht werden.  

2. Recht auf Weiterbildung für alle

● In allen Berufssparten soll der Übergang von
der Erstausbildung zur Weiterbildung geebnet
werden. Das hat strukturelle und methodisch e
Konsequenzen: Was ist von Modularisierung und
Zertifizierung zu halten, was vom Qualifikations-
pass? Wie können Arbeits- und Lernprozesse ver-
knüpft werden?

● Es ist notwendig, häufig gebrauchte pädago-
gische Schlagworte auf ihren Gehalt abzuklopfen.
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Beispiel: selbstgesteuertes Lernen. Dies ist natür-
lich ein förderungswürdiges didaktisches Prinzip.
G l e i chzeitig wird der Begriff aber auch zur Ve r-
schleierung benutzt – wenn der Abbau von Wei-
t e r b i l d u n g s e i n r i chtungen und -personal damit
begründet wird, das Individuum könne doch
ganz allein den Lernerfolg sicherstellen.

3. Öffentliche Verantwortung durchsetzen

● In den Dschungel Weiterbildung müssen
regelnde Schneisen geschlagen werden: Eine Bun-
desrahmenordnung für die gesamte und ein Bun-
desgesetz für die berufliche Weiterbildung sind
überfällig. Sie sollen u. a. Chancengleichheit und
Qualitätsstandards sicherstellen. Das heißt bei-
spielsweise, dass mit öffentlichen Mitteln jene
Weiterbildungsbedürfnisse befriedigt werden, die
nicht marktgängig sind, und dass Zugangs-, Aner-
kennungs- und Zertifizierungsfragen verlässlich
geregelt werden.

● Die Weiterbildungsgesetze der Bundesländer
müssen reformiert werden. Es geht u.a. um
f l ä ch e n d e ckende Versorgung und ausreich e n d e
Finanzmittel, um Fragen der Professionalisierung
des Personals und um Qu a l i t ä t s s i cherung sowie
um Abstimmung und Kooperation zwischen den
Weiterbildungsträgern. Die Tendenz, die öffentli-
che Verantwortung für diesen Bildungsbereich ab-
zubauen, muss gestoppt werden.

● Eine umfassende Qu a l i t ä t s s i cherung in der
Weiterbildung ist überfällig. Mit Bildungstests
allein ist eine nachhaltige Sicherung von Qualität
n i cht zu erreichen. Die Zertifizierung nach ISO
9000 ff. ist ein für den Bildungsbereich ungeeig-
netes Instrument der Qu a l i t ä t s s i cherung. Ent-
s cheidend sind vielmehr transparente pädagogi-
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s che Kriterien und Anforderungen. Au ch die
Arbeitsbedingungen des Personals müssen in der
Qualitätsdebatte eine Rolle spielen.

● Die Qualifizierungspolitik der Bundesanstalt
für Arbeit ist im Umbruch. Weiterbildung als
Instrument einer aktiven Arbeitsmarktpolitik darf
n i cht nur die schnelle Wiedereingliederung von
Erwerbslosen zum Ziel haben. 

Ebenso wichtig sind der langfristige Erhalt und
die Entwicklung von Qu a l i f i kationen sowie die
soziale Integration von Arbeitslosen. Die GE W
fordert eine Qualitäts- und Effizienzsicherung in
diesem Sinn. Diese muss auch die Personalpolitik
der Weiterbildungsträger einschließen, etwa durch
ein Ve r gabegesetz, das tarifgebundene Institute
bevorzugt und prekäre Arbeitsverhältnisse aus-
schließt.

P e rsonalpolitische und arbeitsplatzbezo-
gene Aufgaben

4 . Gegen pre k ä re Beschäftigungsve r h ä l t-
nisse und Arbeitsverdichtung

● Die Aus- und Fortbildung der Berufssch u l-
lehrer/innen muss auf die neuen Anforderungen
reagieren und sich verändern – eine grundlegende
Reform der Lehrerbildung ist daher überfällig.
Wir haben gute Argumente gegen eine Ve r l a -
gerung dieses Studiums an die Fachhochschulen.
Eine langfristig wirksame Einstellungspolitik,
weitgehende Qualifizierungskonzepte für Sei-
teneinsteiger/innen und spezielle Informationen
müssen dem Berufsschullehrkräftemangel entge-
genwirken. 
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● Die Arbeitsbedingungen der Lehrkräfte an
beruflichen Schulen verschlechtern sich: Mehrar-
beit und Arbeitsverdichtung sind die Stich w o r t e
– und das bei steigenden pädagogischen Anforde-
rungen. Denn es ändern sich auch Rolle und Auf-
gabe dieser Lehrkräfte. Hier muss die Fortbildung
ansetzen. Gegebenenfalls sind neue Arbeitszeit-
strukturen gefragt.

● P r e kär sind die Arbeitsbedingungen der
meisten Beschäftigten in der Weiterbildung: Viele
der auf Honorarbasis beschäftigten freien Mitar-
beiter und Mitarbeiterinnen sind Sch e i n s e l b s t -
ständige. Es ist höchste Zeit, dass ihnen reguläre
Arbeitsverhältnisse angeboten werden. Wer dage-
gen tatsächlich als selbstständige Lehrkraft in der
Weiterbildung arbeitet, muss sich auf ein trag-
fähiges soziales Netz verlassen können. Mit ande-
ren Worten: Scheinselbstständige Beschäftigungs-
verhältnisse müssen gesetzlich verhindert und freie
Mitarbeiter/innen in die Sozialversich e r u n g s s y s -
teme einbezogen werden, ohne dass sie dabei
neue finanzielle Nachteile erleiden.
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Kontakt:

Wi r, die Hauptamtlichen im Orga n i sa t i o n s b e r e i ch
Berufliche Bildung/Weiterbildung der GEW neh-
men Stellung zu sich abzeichnenden Entwicklun-
gen in beruflicher Erstausbildung und Erwachse-
nenbildung. Wir versuchen, diese Po s i t i o n e n
gegenüber politischen Entsch e i d u n g s t r ä g e r n
durchzusetzen. Oft stoßen wir selbst notwendige
Debatten an. Wenn in den Bundesländern ein-
s chlägige GE W-Positionen entwickelt werden,
o r ganisieren wir den Au s t a u s ch zwischen den
Landesverbänden. Wir veranstalten Expertenge-
spräche und Fachtagungen oder stellen auf ande-
re Weise Öffentlichkeit für GEW-Positionen her.
Wir bereiten bundesweit relevante Informationen
in sog. „Doks“ auf und geben weitere Materialien
heraus.

Wir, das sind:

Leiterin:
Dr. Ursula Herdt

Referent:
Torsten Fust, eMail: fustt@gew.de 

Sekretariat:
Brigitte Kramer, eMail: kramerb@gew.de
Andrea Aulbach, eMail: aulbacha@gew.de

Anschrift:
GE W-Hauptvorstand, Reifenberger Str. 21,
60489 Frankfurt am Main, Tel: 069/78973-326 u.
-327, Fax: 069/78973-103

Internet:
www.gew.de
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Materialien:

● Kostenlose Kurzinformationen und GE W-
Diskussionspapiere sind auch in größerer Anzahl
erhältlich zu aktuellen Themen wie: Ausbildungs-
krise, Reformbedarf der beruflichen Bildung, Be-
r u f s s chullehrerausbildung, regionale Berufsbil-
dungszentren, berufliche Bildung von benachtei-
ligten jungen Menschen, Aus- und Weiterbildung
in personenbezogenen Di e n s t l e i s t u n g s b e r u f e n ,
Anforderungen an die Weiterbildungsgesetze der
L ä n d e r, Vo r s chläge für ein Bundesgesetz berufli-
che Weiterbildung.

● Die „Doks“ enthalten wichtige Besch l ü s s e
und Grundsatzpapiere aus Politk, Wi s s e n s ch a f t
und Gewerkschaften zu einschlägigen Themen im
Wortlaut. 

● In der Reihe „Berufsbildung und We i t e r b i l-
dung“ erscheinen Pu b l i kationen zu Fragen wie:
b e r u f l i che Weiterbildung im Sozialgesetzbuch
II I, Qualität von Aus- und We i t e r b i l d u n g ,
Zukunft der Berufsschulen und berufliche Bil-
dung, Lernfelddidaktik, soziale Lage von Ho -
norarlehrkräften.

● Über die Max-Traeger-Stiftung (wissenschaft -
liche Forschungsförderung der GEW) erscheinen
U n t e r s u chungen über Theorie und Praxis der
Berufsbildung und Weiterbildung.

(Listen über Ve r ö f f e n t l i chungen und Preise kön-
nen beim Orga n i sa t i o n s b e r e i ch, Adresse s. o.,
angefordert werden.)

15



16

Der kurze Weg zur GEW

GEW Baden Württemberg
Silcherstraße 7
70176 Stuttgart
Telefon: 07 11/21030-0
Telefax: 0711/210 30-45
www.bawue.gew.de
land@bawue.gew.de

GEW Bayern
Schwanthalerstraße 64 
80336 München
Telefon: 0 89/5440 81-0
Telefax: 089/5389487
www.bayern.gew.de
info@bayern.gew.de

GEW Berlin
Ahornstraße 5 
10787 Berlin
Telefon: 0 30/21 99 93-0
Telefax: 030/21 99 93-50
www.gew-berlin.de
info@gew-berlin.de

GEW Brandenburg
Alleestraße 6a 
14469  Potsdam
Telefon: 0331/2 71 84-0
Telefax: 03 31/2 71 84-30
www.gew-brandenburg.de

GEW Bremen
Löningstraße 35 
28195 Bremen
Telefon: 04 21/33764-0
Telefax: 0421/3 37 64-30
www.gew-bremen.de
info@gew-hb.de

GEW Hamburg
Rothenbaumchaussee 15
20148 Hamburg
Telefon: 040/414633-0
Telefax: 0 40/4408 77
www.gew-hamburg.de
info@gew-hamburg.de

GEW Hessen
Zimmerweg 12
60325 Frankfurt am Main
Telefon: 0 69/971293-0
Telefax: 0 69/97 12 93-93
www.gew-hessen.de
info@hessen.gew.de

GEW Mecklenburg-
Vorpommern
Lübecker Straße 265a
19059 Schwerin
Telefon: 03 85/4 85 27 11
Telefax: 0385/4 85 27 24
www.gew-mv.de
L a n d e s v e r b a n d @ m v p . G E W. d e

GEW Niedersachsen
Berliner Allee 16
30175 Hannover
Telefon: 0511/3 38 04-0
Telefax: 05 11/3 38 04-46
www.GEW-NDS.de
GEWNiedersachsen@cs.com

GEW 
Nordrhein-Westfalen
Nünningstraße 11 
45141 Essen
Telefon: 02 01/294030-1
Telefax: 0201/2 94 03-51
www.gew-nrw.de
info@gew-nrw.de

GEW Rheinland-Pfalz
Neubrunnenstraße 8 
55116 Mainz
Telefon: 06131/2 89 88-0
Telefax: 061 31/2 8988-80
www.gew-rheinland-pfalz.de
gew @ G E W- R h e i n l a n d - P fa l z . d e

GEW Saarland
Mainzer Straße 84 
66121 Saarbrücken
Telefon: 06 81/668 30-0
Telefax: 0681/66830-17
www.gew-saarland.de
info@gew-saarland.de

GEW Sachsen
Nonnenstraße 58 
04229 Leipzig
Telefon: 0341/4 94 74 04
Telefax: 0341/4947406
www.gew-sachsen.de
GEW-Sachsen@t-online.de

GEW Sachsen-Anhalt
Markgrafenstraße 6 
39114 Magdeburg
Telefon: 03 91/7 35 54-0
Telefax: 03 91/7 31 34 05
www.gew-sachsen-anhalt.de
lv@gew-sachsenanhalt.de

GEW Schleswig-Holstein
Legienstraße 22–24 
24103 Kiel
Telefon: 04 31/55 42 20
Telefax: 0431/55 4948
info@gew-sh.de

GEW Thüringen
Geschwister-Scholl-Straße 45
99085 Erfurt
Telefon: 03 61/5 90 95-0
Telefax: 03 61/59095-60
www.gew-thueringen.de
info@gew.ef.uunet.de

GEW-Hauptvorstand
Reifenberger Straße 21
60489 Frankfurt am Main
Telefon: 069/78973-0
Telefax: 0 69/7 8973-201
www.gew.de
info@gew.de

GEW-Hauptvorstand 
Parlamentarisches 
Verbindungsbüro Berlin
Wallstraße 65
10179 Berlin
Telefon: 030/23 5014-0
Telefax: 0 30/235014-10
i n fo @ b u e ro - b e r l i n . gew. d e

GEW-Hauptvorstand
Büro Bonn
Thomas-Mann-Straße 1
55111 Bonn
Telefon: 02 28/6577 22
Telefax: 02 28/69 29 45
B o n n e r B u e ro @ gew. d e

Die GEW im Internet:
www.gew.de

Unsere Adressen



Die uns von Ihnen ange gebenen pers o n e n b e zogenen Daten sind nur zur Erfüllung unserer satzungsge m ä ß e n
Aufgaben auf Datenträgern ge s p e i ch e rt und entspre chend den Bestimmu n gen des Bundesdatensch u t z ge s e t ze s
ge s ch ü t z t .
Bitte senden Sie den ausgefüllten A n t rag an den 
für Sie zuständigen Landesverband oder an den:

G E W- H a u p t vo rs t a n d
P o s t fach 90 04 09
60444 Fra n k f u rt am Main

Frau/Herr

Vorname/Name

Straße/Nr.

Land (D für BRD), Postleitzahl/Ort

e-Mail-Adresse

Geburtsdatum Nationalität Telefon

bisher gewerkschaftlich organisiert bei von bis (Monat/Jahr)

Name/Ort der Bank

Kontonummer BLZ

Berufsbezeichnung/-ziel beschäftigt seit                Fachgruppe

Tarif/Besoldungsgruppe                Bruttoeinkommen 8 monatlich

Betrieb/Dienststelle Träger

Straße/Nr. des Betriebs/der Dienststelle Postleitzahl/Ort

Ort, Datum Unterschrift

Beschäftigungsverhältnis

❏ Honorarkraft

❏ angestellt ❏ beurlaubt ohne Bezüge

❏ beamtet ❏ teilzeitbeschäftigt mit              Std./Woche

❏ in Rente ❏ im Studium

❏ pensioniert ❏ ABM

❏ Invalidität ❏ Vorbereitungsdienst/Berufspraktikum

❏ Altersübergangsgeld ❏ befristet bis

❏ arbeitslos ❏ Sonstiges

Jedes Mitglied der GEW ist verpflich t e t , den satzungsgemäßen Beitrag zu entri chten und seine Zahlunge n
d a raufhin re gelmäßig zu überprüfe n . Mit meiner Unters ch rift auf diesem A n t rag ermäch t i ge ich die GEW zugleich
w i d e r r u f l i ch , den von mir zu leistenden Mitgliedsbeitrag viert e l j ä h r l i ch von meinem Konto abzubuch e n .

Ich mache mit!
Antrag auf Mitgliedschaft (Bitte in Druckschrift ausfüllen)

Vielen Dank!
I h re GEW



Fachgruppe
Nach §11 der GEW-Satzung bestehen folgende Fachgruppen:

– Erwachsenenbildung
– Gesamtschulen
– Gewerbliche Schulen
– Grundschulen und Hauptschulen
– Gymnasien
– Hochschule und Forschung
– Kaufmännische Schulen
– Realschulen
– Schulaufsicht und Schulverwaltung
– Sonderschulen
_ Sozialpädagogische Berufe

Bitte ordnen Sie sich einer dieser Fachgruppen zu.

Betrieb/Dienststelle
Hierunter versteht die GEW den jew e i l i gen Arbeitsplatz des
M i t g l i e d s. Im Hoch s ch u l b e re i ch bitte den Namen der Hoch -
s chule/der Fo rs ch u n g s e i n ri chtung und die Beze i chnung des
Fachbereichs/Fachs angeben.

Berufsbezeichnung
Geben Sie hier bitte Ihren Beruf oder Ihre Tätigkeit an,eingetragen
werden sollen auch Arbeitslosigkeit und Ruhestand.

Tarifgruppe/Besoldungsgruppe
Die Angaben Ihrer Vergütungs- oder Besoldungsgruppe ermöglicht
die ko r rekte Bere chnung des satzungsgemäßen Beitra g s. S o l l t e n
Sie keine Besoldung oder keine Vergütung nach BAT erhalten,
bitten wir Sie um die Angagbe Ihres Bruttoeinkommens.





Gewerkschaft
Erziehung
und Wissenschaft


